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für den Bachelorstudiengang Georessourcenmanagement 
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der 
 

Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen 
 
 

vom 25.08.2005 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752), hat die Rheinisch-
Westfälische Technische Hochschule Aachen (RWTH) folgende Prüfungsordnung als Ordnung 
erlassen: 
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I  ALLGEMEINES 
 

§ 1 
Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 

 
(1) Das Bachelorstudium soll Kandidatinnen und Kandidaten eine breit angelegte Ausbildung 

in den naturwissenschaftlichen Basisfächern sowie den grundlegenden Fächern des Geo-
ressourcenmanagements bieten. Es führt zu dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss 
Bachelor of Science (B.Sc.). 

 
(2) Durch die Prüfungen im Bachelor-Studiengang soll festgestellt werden, ob die Kandida-

tinnen und Kandidaten das für die Berufspraxis erforderliche solide Grundlagenwissen im 
Bereich des Georessourcenmanagements erworben haben. 

 
(3) Das Studium findet in der Regel in deutscher Sprache statt, es können aber auch Lehrver-

anstaltungen in englischer Sprache angeboten werden. Die Bachelorarbeit (Bachelor-
Thesis) und mündliche Prüfungen können wahlweise in deutscher oder englischer Sprache 
abgefasst bzw. abgelegt werden. Ausnahmen regelt der Prüfungsausschuss. 

 
 

§ 2 
Akademischer Grad  

 
Bei erfolgreichem Abschluss des Bachelorstudiums verleiht die Fakultät für Georessourcen und 
Materialtechnik den akademischen Grad eines Bachelor of Science (B. Sc.). 
 
 

§ 3 
Zugangsvoraussetzungen 

 
(1) Voraussetzung für das Bachelorstudium ist das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 

oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder ein durch Rechtsvorschrift oder 
von der zuständigen staatlichen Stelle als gleichwertig anerkanntes Zeugnis oder ver-
gleichbare Schulabschlüsse im Ausland. 

 
(2) Die ausreichende Beherrschung der deutschen Sprache ist von ausländischen Studieren-

den mit der Deutschen Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH) oder TestDAF 
(Niveaustufe 4 in den Prüfungsbereichen „Leseverstehen“ und „Mündlicher Ausdruck“ 
und Niveaustufe 5 in den Prüfungsfächern „Hörverstehen“ und „Schriftlicher Ausdruck“) 
oder äquivalentem Zertifikat nachzuweisen. 

 
 

§ 4 
Regelstudienzeit, Studienumfang und Leistungspunkte 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der Anfertigung der Bachelorarbeit sechs Se-

mester (drei Jahre). 
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(2) Der Studienumfang beläuft sich ohne Bachelorarbeit und ohne die Module „Geländeaus-
bildung“ und „Berufspraktische Tätigkeit“ auf insgesamt 122 Semesterwochenstunden 
(SWS) und besteht aus den in § 11 aufgeführten Modulen. Der Studienumfang umfasst in 
einem Modul bis zu 10 Leistungspunkte. Ein Modul besteht aus Vorlesungen, Seminaren, 
Übungen, Exkursionen oder Praktika, wobei nicht alle genannten Lehrveranstaltungsfor-
men in einem Modul vorkommen müssen. Die zu den Modulen gehörenden Lehrveran-
staltungen können als wöchentlich wiederkehrende Termine oder als ein- bzw. mehrtägi-
ge konzentrierte, in sich geschlossene Einheiten angeboten werden. 

 
(3) Das Studium ist modular aufgebaut. Die einzelnen Module beinhalten die Vermittlung 

eines Stoffgebietes oder die Bearbeitung eines bestimmten stofflich abgegrenzten The-
mas. Die Module schließen mit einer Beurteilung der Studienergebnisse durch eine oder 
mehrere Prüfungen ab. Das Studium enthält insgesamt 23 Module, von denen 5 als 
Wahlmodule angeboten werden. Die Wahlmodule sowie die Bachelorarbeit ermöglichen 
eine fachliche Vertiefung in vier der fünf Vertiefungsrichtungen Wasser, Energie, Boden, 
Mineralische Rohstoffe bzw. Georisiken. Die Module sowie die Bachelorarbeit sind Teil 
der Bachelorprüfung. 

 
(4) Es ist eine berufspraktische Tätigkeit außerhalb der Hochschule von mindestens 4 Wochen 

spätestens zum Ende des 6. Fachsemesters nachzuweisen. Diese ist Bestandteil der Bache-
lorprüfung. Für die berufspraktische Tätigkeit werden 5 Leistungspunkte vergeben. Glie-
derung der Tätigkeiten und Anerkennungsverfahren regelt der Prüfungsausschuss. Von 
den Studierenden ist jeweils ein Tätigkeitsbericht zur Bewertung durch den betreuenden 
Hochschullehrer vorzulegen. 

 
(5) Studierende mit Behinderung oder chronischer Krankheit können statt der berufsprakti-

schen Tätigkeit Ersatzleistungen erbringen, wenn diese aufgrund der Beeinträchtigung 
auch mit Unterstützung durch die Hochschule nicht nachgewiesen werden kann. Der Prü-
fungsausschuss regelt Art und Umfang der Ersatzleistungen. 

 
(6) Die in den einzelnen Modulen der Bachelorprüfung erbrachten Prüfungsleistungen wer-

den gemäß § 20 bewertet und gehen bei Bestehen mit Leistungspunkten in die Gesamt-
note ein. Leistungspunkte werden nicht nur nach dem Umfang der Lehrveranstaltungen 
vergeben, sondern sollen zusätzlich eine Maßeinheit für den durch ein Modul verursach-
ten Zeitaufwand der Studierenden für Vorbereitung, Nachbereitung und Prüfungen sein. 
Insgesamt umfasst der Bachelorstudiengang 180, auf Antrag bis zu 190 (siehe § 11 Abs. 1 
Satz 3) Leistungspunkte, hiervon entfallen auf die Bachelorarbeit 12 Leistungspunkte. 

 
 

§ 5 
Zugang zu Lehrveranstaltungen 

 
(1) Die Lehrveranstaltungen des Bachelorstudiengangs Georessourcenmanagement stehen 

den für diesen Studiengang eingeschriebenen oder als Zweithörerin bzw. Zweithörer zu-
gelassenen Studierenden und Studierenden anderer Studiengänge der RWTH Aachen und 
Gasthörerinnen und Gasthörern zur Teilnahme offen. Für die Lehrveranstaltungsplanung 
kann zu einzelnen Lehrveranstaltungen eine Anmeldung gefordert werden. Anmeldefrist 
und -ort werden durch Aushang des Veranstalters rechtzeitig bekannt gegeben. 
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(2) Machen es der angestrebte Studiererfolg, die für eine Lehrveranstaltung vorgesehene 
Vermittlungsform, Forschungsbelange oder die verfügbare Kapazität an Lehr- und 
Betreuungspersonal erforderlich, die Teilnehmerzahl einer Lehrveranstaltung zu begren-
zen, so erfolgt dies nach Maßgabe des § 82 Abs. 3 HG auf Antrag der bzw. des Lehren-
den durch die Dekanin bzw. den Dekan oder die oder der von der Dekanin oder vom De-
kan beauftragte Lehrende. 

 
(3) Bei einer Entscheidung nach Absatz 2 sind die Studierenden, die im Rahmen dieses Stu-

dienganges auf den Besuch einer Lehrveranstaltung zu einem bestimmten Zeitpunkt an-
gewiesen sind, vorab zu berücksichtigen. In abnehmender Priorität werden dann Studie-
rende, deren Fachsemester die Lehrveranstaltung zugeordnet ist, Studierende höherer o-
der niederer Fachsemester, die an der Lehrveranstaltung erstmals teilnehmen wollen, und 
alle weiteren zugangsberechtigten Studierenden berücksichtigt.  

 
 

§ 6 
Prüfungen und Prüfungsfristen 

 
(1) Die Bachelorprüfung besteht aus den Prüfungsleistungen zu den in § 4 Abs. 3 genannten 

Modulen und der Bachelorarbeit (Bachelor-Thesis). Die Prüfungsleistungen und die Ba-
chelorarbeit werden studienbegleitend abgelegt und sollen innerhalb der in § 4 Abs. 1 
festgelegten Regelstudienzeit abgeschlossen sein. 

 
(2) Die Meldung zu den einzelnen Modulen einschließlich der dazu gehörenden Prüfungen 

erfolgt in der Regel mindestens vier Wochen vor dem jeweiligen Prüfungszeitraum des 
Semesters. Bei der ersten Meldung ist außerdem der Antrag auf Zulassung zur Bache-
lorprüfung zu stellen. Die genauen Meldetermine werden durch Aushang bekannt gege-
ben. 

 
(3) Die Anmeldung zum Erstversuch einer Prüfung muss spätestens drei Semester nach dem 

Besuch der der Prüfung zugeordneten Lehrveranstaltung erfolgen. 
 
(4) Der Prüfungsausschuss (siehe § 7) sorgt dafür, dass die zu den Modulen gehörenden Prü-

fungen in den entsprechenden Fachsemestern angeboten werden und studienbegleitend 
abgelegt werden können. Er sorgt ferner dafür, dass eine Wiederholung nicht bestande-
ner Prüfungen in der Regel nach Ablauf eines Semesters, spätestens aber nach zwei Se-
mestern möglich ist. 

 
(5) Die gesetzlichen Mutterschutzfristen, die Fristen des Erziehungsurlaubs und die Ausfallzei-

ten durch die Pflege von Personen im Sinne von § 65 Abs. 5 Satz 2 Nr. 5 HG sind zu be-
rücksichtigen. 

 
(6) Beurlaubte Studierende sind nicht berechtigt, an der RWTH Leistungsnachweise zu er-

werben oder Prüfungen abzulegen. Dies gilt nicht für die Wiederholung von nicht be-
standenen Prüfungen und für Leistungsnachweise für das Auslandssemester selbst. 

 
(7) Macht die Kandidatin bzw. der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie 

bzw. er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der 
Lage ist, ein Prüfungselement ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, 
hat die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Kandidatin bzw. dem Kandida-
ten zu gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 
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§ 7 
Prüfungsausschuss 

 
(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen 

Aufgaben bildet die Fakultät für Georessourcen und Materialtechnik einen Prüfungsaus-
schuss. Der Prüfungsausschuss besteht aus der bzw. dem Vorsitzenden, deren bzw. des-
sen Stellvertretung und fünf weiteren stimmberechtigten Mitgliedern. Die bzw. der Vor-
sitzende, die Stellvertretung und zwei weitere Mitglieder werden aus der Gruppe der Pro-
fessorinnen und Professoren, ein Mitglied wird aus der Gruppe der wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und zwei Mitglieder werden aus der Gruppe der Studie-
renden gewählt. Für die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden Vertreterinnen bzw. 
Vertreter gewählt. Die Amtszeit der Mitglieder aus der Gruppe der Professorinnen und 
Professoren und aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beträgt drei Jahre, die Amtszeit der studentischen Mitglieder ein Jahr. Wiederwahl ist zu-
lässig. 

 
(2) Der Prüfungsausschuss ist Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrens- und des Verwal-

tungsprozessrechts. 
 
(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsordnung ein-

gehalten werden, und sorgt für die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist 
insbesondere zuständig für die Entscheidung über Widersprüche gegen in Prüfungsver-
fahren getroffene Entscheidungen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss regelmä-
ßig, mindestens einmal im Jahr, der Fakultät über die Entwicklung der Prüfungen und 
Studienzeiten zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der Prüfungsordnung, der 
Studienordnung und des Studienverlaufsplanes und legt die Verteilung der Fachnoten und 
der Gesamtnoten offen. Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für 
alle Regelfälle auf die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden übertragen. Dies gilt nicht für 
Entscheidungen über Widersprüche und den Bericht an die Fachbereiche. 

 
(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben der bzw. dem Vorsitzenden oder 

deren bzw. dessen Stellvertretung zwei weitere stimmberechtigte Professorinnen bzw. 
Professoren oder deren Vertretung und mindestens zwei weitere stimmberechtigte Mit-
glieder oder deren Vertreterinnen bzw. Vertreter anwesend sind. Er beschließt mit einfa-
cher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der bzw. des Vorsitzenden. 
Die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses wirken bei der Anrechnung von 
Studien- und Prüfungsleistungen nicht mit. 

 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungen 

beizuwohnen. 
 
(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nichtöffentlich. Die Mitglieder des Prüfungs-

ausschusses und die Vertreterinnen bzw. Vertreter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 
Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende bzw. den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

 
(7) Der Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben der Verwal-

tungshilfe des Zentralen Prüfungsamts (ZPA). 
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§ 8 
Prüfende und Beisitzende 

 
(1) Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestellt die Prüfenden. Die Prüfenden 

bestellen die Beisitzenden. Die Bestellung ist aktenkundig zu machen. Zu Prüfenden dür-
fen nur Personen bestellt werden, die mindestens die entsprechende Prüfung oder eine 
vergleichbare Prüfung abgelegt haben. Weiterhin müssen die Prüfenden in dem der Prü-
fung vorangehenden Studienabschnitt grundsätzlich eine selbständige Lehrtätigkeit in 
dem betreffenden Fachgebiet ausgeübt haben. Zu Beisitzenden dürfen nur Personen be-
stellt werden, die eine entsprechende oder vergleichbare Prüfung abgelegt haben. 

 
(2) Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 
 
(3) Die Kandidatin bzw. der Kandidat kann für die Bachelorarbeit Prüfende vorschlagen. Auf 

die Vorschläge der Kandidatin bzw. des Kandidaten soll nach Möglichkeit Rücksicht ge-
nommen werden. Die Vorschläge begründen jedoch keinen Anspruch. 

 
(4) Für die Prüfenden sowie die Beisitzenden gilt § 7 Abs. 6 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
 
 

§ 9 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und 

Prüfungsleistungen und Einstufung in höhere Fachsemester 
 
(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in demselben Studiengang an 

anderen universitären Hochschulen im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes 
(HRG) werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung angerechnet. 

 
(2) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in anderen Studiengängen oder 

an anderen als universitären Hochschulen im Geltungsbereich des HRG werden ange-
rechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen, die an Hochschulen außerhalb des Geltungsbereichs des HRG 
erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt 
wird. Gleichwertigkeit von Prüfungsleistungen ist festzustellen, wenn Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen den-
jenigen im Bachelorstudiengang im Wesentlichen entsprechen. Dabei ist kein schemati-
scher Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 
Für die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die 
außerhalb des Geltungsbereichs des HRG erbracht wurden, sind die von der Kultusminis-
terkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen der 
Hochschulpartnerschaft zu beachten. Im Übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertig-
keit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

 
(3) Auf das Studium können auf Antrag auch gleichwertige Studien- und Prüfungsleistungen 

angerechnet werden, die an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien er-
bracht wurden. Entsprechendes gilt für Studien- und Prüfungsleistungen, die in einem 
weiterbildenden Studium erbracht worden sind. 

 
(4) Für die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in 

staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land Nordrhein-Westfalen in Zusammen-
arbeit mit den anderen Ländern und dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten gelten 
die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
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(5) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten werden auf die geforderte berufspraktische Tä-
tigkeit angerechnet. 

 
(6) Leistungen, die mit einer erfolgreich abgeschlossenen dreijährigen Ausbildung mit dem 

Wahlfach Umweltwissenschaften am Oberstufenkolleg Bielefeld erbracht und noch nicht 
auf den Erwerb der Hochschulreife nach § 3 angerechnet worden sind, werden als Stu-
dienleistungen angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. 

 
(7) Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die aufgrund einer Einstufungsprüfung 

gemäß § 67 HG berechtigt sind, das Studium in einem höheren Fachsemester aufzuneh-
men, werden die in der Einstufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten 
auf Studien- und auf Prüfungsleistungen der Bachelorprüfung angerechnet. Die Feststel-
lungen im Zeugnis über die Einstufungsprüfung sind für den Prüfungsausschuss bindend. 

 
(8) Die Studien- und Prüfungsleistungen von Schülerinnen und Schülern, die im Einzelfall 

aufgrund besonderer Begabungen als Jungstudierende außerhalb der Einschreibungsord-
nung zu Lehrveranstaltungen und Prüfungen zugelassen wurden, werden bei einem spä-
teren Studium auf Antrag angerechnet. 

 
(9) Zuständig für Anrechnungen nach den Absätzen 1 bis 8 ist der Prüfungsausschuss. Vor 

Feststellungen der Gleichwertigkeit ist in der Regel eine Fachvertreterin bzw. ein Fachver-
treter zu hören. 

 
(10) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten - soweit 

die Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamt-
note einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „angerech-
net” aufgenommen. Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet. 

 
(11) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 erfolgt die Anrechnung von Stu-

dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die im Geltungsbereich des HRG 
erbracht wurden, von Amts wegen. Die bzw. der Studierende hat die für die Anrechnung 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

 
 

§ 10 
Abmeldung, Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Die Kandidatin bzw. der Kandidat kann sich bis eine Woche vor dem jeweiligen Prüfungs-

termin ohne Angabe von Gründen von Prüfungen abmelden. 
 
(2) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn die Kandidatin 

bzw. der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht erscheint oder 
wenn sie bzw. er nach Beginn der Prüfung ohne triftigen Grund von der Prüfung zurück-
tritt. Dasselbe gilt, wenn eine mindestens ausreichende schriftliche Prüfungsleistung ohne 
triftigen Grund nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 

 
(3) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem Prüfungs-

ausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank-
heit der Kandidatin bzw. des Kandidaten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes ver-
langt werden. Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann im Einzelfall die 
Vorlage eines Attestes einer Vertrauensärztin bzw. eines Vertrauensarztes, die bzw. der 
vom Prüfungsausschuss benannt wurde, verlangen. Erkennt der Prüfungsausschuss den 
Grund nicht an, wird der Kandidatin bzw. dem Kandidaten dies schriftlich mitgeteilt. Die 
bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind anzurechnen. 
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(4) Versucht die Kandidatin bzw. der Kandidat das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch 
Täuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel, zu beeinflussen, gilt die betref-
fende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die Feststellung wird 
von der bzw. dem jeweiligen Prüfenden oder von der für die Aufsichtführung zuständigen 
Person getroffen und aktenkundig gemacht. Von der Kandidatin bzw. dem Kandidaten 
kann eine Versicherung an Eides Statt verlangt werden, dass die Prüfungsleistung von ihr 
bzw. ihm und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. Eine Kandidatin bzw. 
ein Kandidat, die bzw. der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der 
bzw. dem jeweiligen Prüfenden oder der aufsichtführenden Person in der Regel nach 
Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. In diesem 
Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Die 
Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen kann 
der Prüfungsausschuss die Kandidatin bzw. den Kandidaten von der Erbringung weiterer 
Prüfungsleistungen ausschließen. 

 
(5) Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin bzw. dem Kandidaten unverzüglich 

schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
(6) Wer vorsätzlich gegen eine die Täuschung über Prüfungsleistungen betreffende Regelung 

dieser Prüfungsordnung verstößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 Euro geahndet werden. Zuständige Verwaltungs-
behörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 ist der 
Kanzler. Im Falle eines mehrfachen oder sonstigen schwerwiegenden Täuschungsversu-
ches kann die Kandidatin bzw. der Kandidat zudem exmatrikuliert werden. 

 
 
 

II PRÜFUNGEN 
 
 

§ 11 
Umfang und Art der Prüfungen 

 
(1) Die Bachelorprüfung besteht aus  

1. den in Anlage 1 aufgeführten 23 Modulen mit den jeweiligen Prüfungen, von denen 
mindestens 22 Module zu bestehen sind, und 

2. der Bachelorarbeit gemäß § 17. 

3. Bei der Festsetzung der Gesamtnote können auf Antrag der Kandidatin bzw. des 
Kandidaten bis zu 10 Leistungspunkte aus dem fünften Modul des Bereiches Fachli-
che Vertiefung berücksichtigt werden. 

 
 
Die Reihenfolge der Module sollte sich am Studienverlaufsplan orientieren. Prüfungen zu 
den Modulen werden studienbegleitend abgelegt. 

 
(2) Die Gegenstände der Prüfungen werden durch die Inhalte der zu den Modulen zugehöri-

gen Lehrveranstaltungen bestimmt. 
 
(3) Die Dauer einer Klausurarbeit beträgt bei zugehörigen Lehrveranstaltungen mit:  

 
bis zu 3 Leistungspunkte 90 Minuten, 
bis zu 6 Leistungspunkte 120 Minuten, 
mehr als 6 Leistungspunkte 180 Minuten. 
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(4) Die Dauer einer mündlichen Prüfung beträgt mindestens 15 Minuten je Kandidat. Sie 
beträgt bei zugehörigen Lehrveranstaltungen mit:  

 
bis zu 3 Leistungspunkte höchstens 30 Minuten, 
mehr als 3 Leistungspunkte höchstens 45 Minuten. 

 
 

§ 12 
Zulassung 

 
(1) Zur Bachelorprüfung kann nur zugelassen werden, wer: 

1.  die in § 3 Abs. 1 bezeichnete Zugangsvoraussetzung erfüllt und 
2.  an der RWTH in diesem Bachelor-Studiengang eingeschrieben ist. 
 

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Bachelorprüfung ist schriftlich im ZPA einzureichen. Dem 
Antrag sind beizufügen, sofern nicht bereits vorgelegt: 

1. die Nachweise über das Vorliegen der in Absatz 1 genannten Zulassungsvorausset-
zungen, 

2. eine Erklärung darüber, ob die Kandidatin bzw. der Kandidat bereits eine Bache-
lorprüfung in demselben oder einem ähnlichen Bachelorstudium oder eine Diplom-
Vorprüfung oder Diplomprüfung im Studiengang Geologie bzw. im Studiengang Mi-
neralogie oder einem ähnlichen Diplomstudiengang nicht oder endgültig nicht be-
standen hat, und ob sie bzw. er sich in einem anderen Prüfungsverfahren befindet. 

3. eine Erklärung darüber, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat den Prüfungsanspruch 
nach § 6 Abs. 3 nicht verloren hat. 

 
(3) Die Kandidatin bzw. der Kandidat legt bei der Meldung zu einem Prüfungszeitraum fest, 

welche Prüfungen sie bzw. er ablegen will. 
 
(4) Ist es der Kandidatin bzw. dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Absatz 1 und 2 er-

forderliche Unterlage in der vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsaus-
schuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu führen. 

 
 

§ 13 
Zulassungsverfahren 

 
(1) Über die Zulassung zur Bachelorprüfung entscheidet die bzw. der Vorsitzende des Prü-

fungsausschusses. 
 
(2) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn  

a) die in § 12 Abs. 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder  

b) die Unterlagen unvollständig sind oder 

c) die Kandidatin bzw. der Kandidat die Bachelorprüfung in demselben Bachelorstudium 
oder die Diplom-Vorprüfung oder die Diplomprüfung in den Studiengängen Geologie 
oder Mineralogie oder einem ähnlichen Diplomstudiengang endgültig nicht bestan-
den hat oder 

d) die Kandidatin bzw. der Kandidat sich bereits an einer anderen Hochschule in einem 
Prüfungsverfahren befindet oder 

e) die Kandidatin bzw. der Kandidat den Prüfungsanspruch nach § 6 Abs. 3 verloren hat. 
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§ 14 
Klausurarbeiten 

 
(1) In den Klausurarbeiten soll die Kandidatin bzw. der Kandidat nachweisen, dass sie bzw. er 

in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln ein Problem mit den geläufigen Me-
thoden des Faches erkennen und Wege zu einer Lösung finden kann. 

 
(2) In Klausuren können auch Aufgaben gestellt werden, bei denen eine Auswahl aus mehre-

ren vorgegebenen Antworten zu treffen ist. Hierbei soll ein nachvollziehbarer Lösungsweg 
Voraussetzung für die Auswahl sein. Im Rahmen von Klausuren können auch Multiple 
Choice Aufgaben gestellt werden. 

 
(3) Jede Klausurarbeit ist von der bzw. dem Prüfenden gemäß § 20 Abs. 1 zu bewerten. 

Handelt es sich bei der Klausurarbeit um die zweite Wiederholungsprüfung gemäß § 21, 
so ist die Klausurarbeit von zwei Prüfenden zu bewerten. Die Fachnote der Klausurarbeit 
ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. Die Prüfenden können 
fachlich geeigneten wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern die Vorkorrek-
tur der Klausurarbeit übertragen. 

 
(4) Eine Klausur mit ausschließlich Multiple Choice Aufgaben gilt als bestanden, wenn  

a)  60 % der gestellten Fragen zutreffend beantwortet sind oder 

b) die Zahl der zutreffend beantworteten Fragen um nicht mehr als 22 % die durch-
schnittliche Prüfungsleistung der Kandidatinnen und Kandidaten unterschreitet, die 
erstmals an der Prüfung teilgenommen haben. 

 
(5)  Hat die Kandidatin bzw. der Kandidat nach dem Absatz 4 die Mindestzahl der Aufgaben 

richtig beantwortet und damit die Prüfung bestanden, so lautet die Note wie folgt: 

- sehr gut, falls sie bzw. er mindestens 75 % 
- gut, falls sie bzw. er mindestens 50 aber weniger als 75 % 
- befriedigend, falls sie bzw. er mindestens 25 % aber weniger als 50 % 
- und ausreichend, falls sie bzw. er keine oder weniger als 25% 
- der darüber hinausgehenden Aufgaben zutreffend beantwortet hat. 
 

(6) Besteht eine Klausur sowohl aus Multiple Choice als auch aus anderen Aufgaben, so wer-
den die Multiple Choice Aufgaben nach den Absätzen 4 und 5 bewertet. Die übrigen 
Aufgaben werden nach dem für sie üblichen Verfahren beurteilt. Die Fachnote wird aus 
den gewichteten Ergebnissen beider Aufgabenteile errechnet. Die Gewichtung erfolgt 
nach dem Anteil der Aufgabenarten an der Klausur. 

 
(7) Der Kandidatin bzw. dem Kandidaten ist die Möglichkeit zu geben, nach Bekanntgabe der 

Noten Einsicht in die korrigierte Klausur zu nehmen.  
 
(8) Auf Antrag einer bzw. eines Prüfenden kann eine Klausurarbeit gemäß Absatz 1 oder 2 

auch mündlich (gemäß § 15) durchgeführt werden. Hierüber entscheidet der Prüfungs-
ausschuss bis zum Beginn der Meldefrist des jeweiligen Prüfungszeitraums. 
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§ 15 
Mündliche Prüfungen 

 
(1) In den mündlichen Prüfungen soll die Kandidatin bzw. der Kandidat nachweisen, dass sie 

bzw. er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen 
in diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen soll fer-
ner festgestellt werden, ob die Kandidatin bzw. der Kandidat über breites Grundlagenwis-
sen verfügt. 

 
(2) Mündliche Prüfungen werden vor einer bzw. einem Prüfenden in Gegenwart einer bzw. 

eines sachkundigen Beisitzenden als Einzel- oder Gruppenprüfung mit bis zu 3 Kandidaten 
abgelegt. Vor der Festsetzung der Note gemäß § 20 Abs. 1 hat die bzw. der Prüfende die 
Beisitzende bzw. den Beisitzenden zu hören. 

 
(3) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung sind in einem 

Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prüfung ist der Kandidatin bzw. dem Kandidaten 
im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. 

 
 

§ 16 
Sonstige Prüfungen 

 
(1) Sonstige Prüfungen sind Projektarbeiten (Absätze 2 - 4), mündliche Präsentationen (Ab-

sätze 5 - 6) und Hausarbeiten (Absatz 7). 
 
(2) Die Projektarbeit ist eine Prüfungsleistung und besteht in der selbstständigen Bearbeitung 

einer eng umrissenen, geowissenschaftlichen Problemstellung unter Anleitung mit einer 
schriftlichen Dokumentation der Ergebnisse in Berichtsform. 

 
(3) Die Projektarbeit kann von jeder bzw. jedem im Bachelor-Studiengang selbstständig Leh-

renden ausgegeben und betreut werden. Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen bzw. Mitar-
beiter können bei der Betreuung mitwirken. 

 
(4) Die Bearbeitungszeit für die Projektarbeit richtet sich nach den dafür vergebenen Leis-

tungspunkten, wobei je Leistungspunkt von einer Bearbeitungszeit von 30 Stunden aus-
gegangen wird. 

 
(5) Die mündliche Präsentation ist eine Prüfungsleistung, die zu einem vorgegeben Thema in 

Form eines Vortrages oder einer erläuterten grafischen Präsentation vor dem Teilnehmer-
kreis des Moduls erbracht wird.  

 
(6) Die Bewertung der mündlichen Präsentation durch den Prüfenden wird der Kandidatin 

oder dem Kandidaten bekannt gegeben und an Hand eines vom Prüfenden verfassten 
Protokolls nachvollziehbar dokumentiert. 

 
(7) Eine Hausarbeit ist eine Prüfungsleistung, die zu einem vorgegebenen Thema in schriftli-

cher Form erbracht wird und einen maximalen Umfang von 5.000 Worten hat. Hierzu 
zählen auch Exkursionsberichte und Kartierberichte. Die Bewertung von Hausarbeiten 
durch den Prüfenden wird nachvollziehbar in Fuß- und Randnotizen im Berichtsmanu-
skript und in einem Protokoll dokumentiert. Der Abgabetermin wird vom Prüfenden fest-
gelegt, die Bearbeitungsdauer richtet sich nach den zu erreichenden Leistungspunkten, 
wobei je Leistungspunkt von einer Bearbeitungsdauer von 30 Stunden ausgegangen wird. 
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§ 17 
Bachelorarbeit 

 
(1) Die Bachelorarbeit besteht aus einer schriftlichen Arbeit der Kandidatin bzw. des Kandida-

ten. Die Arbeit soll zeigen, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat in der Lage ist, ein 
Problem aus dem Bereich des Georessourcenmanagements innerhalb einer vorgegebenen 
Frist nach wissenschaftlichen Methoden unter Anleitung selbständig zu bearbeiten. 

 
(2) Die Bachelorarbeit kann von jeder bzw. jedem im Bachelor-Studiengang in Forschung und 

Lehre tätigen Professorin bzw. Professor der Fachgruppe Geowissenschaften ausgegeben 
und betreut werden. Lehrbeauftragte und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen bzw. Mitar-
beiter können bei der Betreuung mitwirken. Ausnahmen regelt der Prüfungsausschuss. 

 
(3) Das Thema der Bachelorarbeit soll erst bei Vorliegen aller bis zum Ende des 5. Fachsemes-

ters zu erbringender Prüfungsleistungen ausgegeben werden. Begründete Ausnahmen re-
gelt der Prüfungsausschuss. 

 
(4) Auf besonderen Antrag der Kandidatin bzw. des Kandidaten sorgt die bzw. der Vorsit-

zende des Prüfungsausschusses dafür, dass sie bzw. er zum vorgesehenen Zeitpunkt das 
Thema einer Bachelorarbeit erhält. Der Kandidatin bzw. dem Kandidaten ist Gelegenheit 
zu geben, für das Thema Vorschläge zu machen. 

 
(5) Die Bachelorarbeit kann in Einvernehmen mit der Prüferin bzw. dem Prüfer wahlweise in 

deutscher oder englischer Sprache abgefasst werden. Ausnahmen regelt der Prüfungsaus-
schuss. 

 
(6) Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses teilt der Kandidatin bzw. dem Kandi-

daten den Abgabetermin mit. Der Zeitpunkt der Ausgabe des Themas der Bachelorarbeit, 
die spätestens ein Jahr nach Ende des 5. Fachsemesters erfolgt, ist aktenkundig zu ma-
chen. Begründete Ausnahmen regelt der Prüfungsausschuss. 

 
(7) Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit beträgt drei Monate. Der Umfang der schriftli-

chen Ausarbeitung sollte 50 Seiten nicht überschreiten. Das Thema und die Aufgabenstel-
lung müssen so beschaffen sein, dass sie innerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen 
werden kann. Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Monats der Be-
arbeitungszeit zurückgegeben werden. Ausnahmsweise kann der Prüfungsausschuss im 
Einzelfall auf begründeten Antrag der Kandidatin bzw. des Kandidaten und bei Befürwor-
tung durch die Aufgabenstellerin bzw. den Aufgabensteller die Bearbeitungszeit um bis zu 
vier Wochen verlängern. 

 
(8) Das Thema der Bachelorarbeit soll in den Vertiefungsrichtungen aus folgenden Bereichen 

gestellt werden:  

a) Wasser  
b) Energie 
c) Boden  
d) Mineralische Rohstoffe 
e) Georisiken 
 

(9) Bei der Abgabe der Bachelorarbeit hat die Kandidatin bzw. der Kandidat schriftlich zu 
versichern, dass sie bzw. er die Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die an-
gegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat. 
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§ 18 
Annahme und Bewertung der Bachelorarbeit 

 
(1) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss abzuliefern. Der Abgabezeit-

punkt ist aktenkundig zu machen. Wird die Bachelorarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, 
wird die Bachelorarbeit mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet (§ 10 Abs. 2 Satz 2). Eine 
Bewertung erfolgt nur, wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat zum Zeitpunkt der Abga-
be im Studiengang eingeschrieben ist. 

 
(2) Die Bachelorarbeit ist in der Regel von einer bzw. einem Prüfenden zu bewerten. Prüfen-

de soll diejenige bzw. Prüfender soll derjenige sein, die bzw. der die schriftliche Arbeit 
ausgegeben und betreut hat. 

 
(3) Die Bewertung der Bachelorarbeit ist entsprechend § 20 Abs.1 vorzunehmen und schrift-

lich zu begründen. 
 
(4) Für die bestandene Bachelorarbeit werden 12 Leistungspunkte vergeben. 
 
(5) Die Bekanntgabe der Note hat spätestens acht Wochen nach dem Abgabetermin der Ba-

chelorarbeit zu erfolgen. 
 
 

§ 19 
Zusatzmodule 

 
(1) Die Kandidatin bzw. der Kandidat kann sich in bis zu fünf weiteren Fächern bzw. Modu-

len als den vorgeschriebenen Modulen einer Prüfung unterziehen (Zusatzmodule). Der 
Prüfungsausschuss entscheidet über die Zulassung der Zusatzmodule. 

 
(2) Das Prüfungsergebnis in diesen Modulen wird auf Antrag der Kandidatin bzw. des Kandi-

daten in das Zeugnis aufgenommen. Die Note des Zusatzmoduls bzw. der Zusatzmodule 
geht nicht in die Gesamtnote ein. 

 
 

§ 20 
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der 

Noten und Bestehen der Bachelorprüfung 
 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden 
festgesetzt. Für die Bewertung sind folgende Noten zu verwenden: 

 
 1 = sehr gut eine hervorragende Leistung; 
 2 = gut eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 

Anforderungen liegt; 
 3 = befriedigend eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht; 
 4 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den  

Anforderungen genügt; 
 5 = nicht ausreichend eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den  

Anforderungen nicht mehr genügt. 
 

Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können zur differenzierten 
Bewertung Zwischenwerte gebildet werden. Die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei 
ausgeschlossen. 
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(2) Eine Bewertung der Prüfungsleistung erfolgt nur, wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat 
zum Zeitpunkt der Prüfung bzw. bei der Abgabe einer zu bewertenden Leistung im Stu-
diengang eingeschrieben ist. Die Bewertung für die Prüfungen ist nach spätestens sechs 
Wochen mitzuteilen. Dabei genügt eine Bekanntmachung durch Aushang oder im Inter-
net; Datenschutzgesichtspunkte sind hierbei zu berücksichtigen.  

 
(3) Eine Prüfung ist bestanden, wenn die Fachnote mindestens „ausreichend” (4,0) ist. Ist zu 

einer Lehrveranstaltung eine Kombination von Prüfungen vorgesehen, so werden bei der 
Bildung der Note für die Lehrveranstaltung mündliche Prüfungen (§ 15) und Klausurarbei-
ten (§ 14) mit einem dreifachen Gewichtungsfaktor gegenüber den sonstigen Prüfungen 
nach § 16 gewichtet. Sonstige Prüfungen (§ 16) werden gleich gewichtet. 

 
(4) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn alle Prüfungsleistungen erbracht sind und alle 

Fachnoten sowie die Note der Bachelorarbeit mindestens „ausreichend” (4,0) sind. 
 
(5) Die Gesamtnote wird aus den Noten der Module und der Note der Bachelorarbeit gebil-

det, wobei die einzelnen Noten und die Note der Bachelorarbeit mit den dazugehörigen 
Leistungspunkten gewichtet werden. Die Gesamtzahl der Leistungspunkte beträgt 180, 
auf Antrag bis zu 190 (siehe § 11 Abs. 1 Nr. 3). Die Gesamtnote der bestandenen Bache-
lorprüfung lautet. 

 
bei einem Durchschnitt bis 1,5 = sehr gut, 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis 2,5 = gut, 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis 3,5 = befriedigend, 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis 4,0 = ausreichend. 

 
(6) Bei der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma be-

rücksichtigt. Alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
 
(7) Anstelle der Gesamtnote „sehr gut" nach Absatz 5 wird das Gesamturteil „mit Auszeich-

nung bestanden" erteilt, wenn die Bachelorarbeit mit 1,0 bewertet und der gewichtete 
Durchschnitt aller anderen Noten der Bachelorprüfung nicht schlechter als 1,3 ist. 

 
 

§ 21 
Wiederholung von Prüfungen und der Bachelorarbeit 

 
Bei „nicht ausreichenden” Leistungen können die Prüfungen zweimal, die Bachelorarbeit kann 
einmal wiederholt werden. Die Rückgabe des Themas der Bachelorarbeit in der in § 17 Abs. 7 
Satz 4 genannten Frist ist jedoch nur zulässig, wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat bei der 
Anfertigung der ersten Bachelorarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. 

 
 

§ 22 
Zeugnis 

 
(1) Hat die Kandidatin bzw. der Kandidat die Bachelorprüfung bestanden, so erhält sie bzw. 

er spätestens drei Monate nach der letzten Prüfungsleistung über die Ergebnisse ein 
Zeugnis. Das Zeugnis enthält die Module mit ihren Prüfungsfächern und die Bachelorar-
beit mit den jeweiligen Noten und Leistungspunkten sowie die Gesamtnote. In das Zeug-
nis werden auch das Thema der Bachelorarbeit sowie die Zusatzmodule gemäß § 19 Abs. 
2 aufgenommen. Die Gesamtnote gemäß § 20 Abs. 5 wird sowohl verbal als auch als 
Zahl mit einer Dezimalstelle angegeben. Das Zeugnis ist von der bzw. dem Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. 
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(2) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht 

wurde. 
 
(3) Das Zeugnis wird in deutscher und englischer Sprache abgefasst. 
 
(4) Ist die Bachelorprüfung endgültig nicht bestanden, erteilt die bzw. der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses der Kandidatin bzw. dem Kandidaten hierüber einen schriftlichen 
Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. 

 
(5) Studierende, welche die Hochschule ohne Studienabschluss verlassen, erhalten auf Antrag 

eine Bescheinigung über die insgesamt erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen. 
 
 

§ 23 
Diploma Supplement 

 
(1) Mit dem Zeugnis wird der Absolventin bzw. dem Absolventen ein Diploma Supplement 

ausgehändigt. 
 
(2) Das Diploma Supplement informiert über das individuelle fachliche Profil des absolvierten 

Studienganges. 
 
 

§ 24 
Bachelorurkunde 

 
(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin bzw. dem Kandidaten eine in deutscher 

und englischer Sprache abgefasste Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehän-
digt. Darin wird die Verleihung des Bachelorgrades gemäß § 2 beurkundet. 

 
(2) Die Bachelorurkunde wird von der Dekanin bzw. dem Dekan der Fakultät für Georessour-

cen und Materialtechnik und der bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unter-
zeichnet und mit dem Siegel der Fakultät versehen. 

 
 
 

III  SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 

§ 25 
Ungültigkeit der Bachelorprüfung, Aberkennung des Bachelorgrades 

 
(1) Hat die Kandidatin bzw. der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsa-

che erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss nach-
träglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin 
bzw. der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder 
teilweise für nicht bestanden erklären. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass 

die Kandidatin bzw. der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen 
der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin bzw. der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 
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(3) Vor einer Entscheidung ist der bzw. dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben. 

 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues auszustel-

len. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 
Jahren nach Ausstellung des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 

 
(5) Ist die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt worden, sind der Bachelorgrad durch 

die Fakultät abzuerkennen und die Bachelorurkunde einzuziehen. 
 
 

§ 26 
Einsicht in die Prüfungsakten 

 
(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird der Kandidatin bzw. dem Kandidaten auf 

Antrag Einsicht in die schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der 
Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle gewährt. § 14 Abs. 7 bleibt unberührt. 

 
(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses bei der 

bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu stellen. Die bzw. der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

 
 

§ 27 
Inkrafttreten und Veröffentlichung 

 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
(2) Diese Prüfungsordnung wird in den Amtlichen Bekanntmachungen der RWTH veröffent-

licht. 
 
Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrats der Fakultät für Georessourcen und 
Materialtechnik vom 2. Februar und 20. April 2005.  
 
 
 
 
 
 Der Rektor 

der Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule Aachen 

 
 
 
Aachen, den    25.08.2005   

 
 
   gez. Rauhut   

Univ.-Prof. Dr. rer.nat. Burkhard Rauhut 
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Anlage 1: Modulkatalog Bachelorstudium Georessourcenmanagement 
 

Semester Veranstaltung Typ SWS M-SWS CP 1Prüfung

1 Mathematik: Analysis I V2Ü1 3.0 4.0 KL
1 Mathematik: Lineare Algebra I V2Ü1 3.0 4.0 KL

6.0

1 Grundzüge der Chemie für Maschinenbauer V2Ü1 3.0 4.0 KL u. HA
2 Grundzüge der Chemie für Maschinenbauer P3S1 4.0 5.0 KL u. HA

7.0

3 Physik für Elektrotechniker I V2Ü1 3.0 4.0 KL
4 Physik für Elektrotechniker II V2Ü1 3.0 4.0 KL

6.0

Semester Veranstaltung Typ SWS M-SWS CP 1Prüfung

1 Mineralogie und Petrographie V 2.0 2.5 KL
1 Mineralogie und Petrographie Ü 2.0 2.5 PR

4.0

1 Einführung in die Geologie V 2.0 2.5
1 Gesteinskunde Ü 2.0 2.5

4.0

1 Geomorphologie V 2.0 2.5
1 Klimatologie V 2.0 2.5

4.0

1 Grundzüge der Wirtschaftswissenschaften V 2.0 2.5
2 Grundzüge der Wirtschaftswissenschaften Ü 2.0 WWG 2.5

4.0

2 Scientific Reading and Writing Ü 2.0 3.0 PR u. MP
2 Präsentationstechniken Ü 2.0 3.0 MP

4.0

2 Geologischer Kartenkurs Ü 2.0 2.5 KL
2 Fotogeologie und Fernerkundung V1Ü1 2.0 2.5 KL

4.0

3 Geostatistik V 2.0 2.5 KL
3 Geostatistik Ü 2.0 2.5 KL
3 Räumliche Planung V 2.0 2.5 KL
3 GIS (Betreuung der PC-Übungen durch WM Geologie) Ü 2.0 2.5 MP u. HA

8.0

3 Einführung in die anorg. und org. Geochemie (Vorl.) V 2.0 2.5
3 Einführung in die anorg. und org. Geochemie (Üb.) Ü 2.0 2.5

4.0

3 Wirtschaftsgeographie - Agrargeographie V 2.0 2.5 KL
3 Wirtschaftsgeographie - Industriegeographie V 2.0 2.5 KL
4 Boden- und Biogeographie V 2.0 3.0 KL

6.0

KL

KL

MAT
Mathematische Grundlagen

CHM
Chemische Grundlagen

PHY
Physikalische Grundlagen

GG-1
Geowissenschaftliche Grundlagen I

GG-2 KL

Geowissenschaftliche Grundlagen II

GG-3
Geowissenschaftliche Grundlagen III

Wirtschaftswissenschaftliche Grundlagen

Wirtschaftsgeographie und Physische Geographie

KOM
Kommunikation

GM-2
Geowissenschaftliche Methoden II

Naturwissenschaftlicher Import (Pflichtmodule)

Fachliche Grundlagen (Pflichtmodule)

KL

GM-1
Geowissenschaftliche Methoden I

GCM
Geochemie

WPG
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4 Exogene Dynamik I V 2.0 2.5 KL
3 Endogene Dynamik I V 2.0 2.5 KL
3 Ingenieur- und Hydrogeologie I VÜ 2.0 3.0 KL

6.0

4 Chemische Methoden für Georessourcenmanager V 2.0 2.5 HA
4 Geochemie Praktikum P 2.0 2.5 PR
4 Statistik und Programmieren Ü 2.0 3.0 KL

6.0

5 Einführung in die Geophysik V 2.0 2.5 KL
5 Einführung in die Geophysik Ü 2.0 2.5 KL

4.0

5 Europarecht V 2.0 3.0 KL
4 Genehmigungs- und Umweltrecht 1 VÜ 4.0 RWG 5.0 KL

6.0

5 Einführung in das Umweltmanagement V1Ü1 2.0 3.0 KL
4 Qualitätsmanagement in der Rohstoffindustrie V1Ü1 2.0 2.5 ML
4 Minerlische Rohstoffwirtschaft und Ressourcen V2Ü1 3.0 3.5 ML

7.0

1 - 5 Exkursionen (18 Tage) E GEL 6.0 HA

Semester Veranstaltung Typ SWS M-SWS CP 1Prüfung

5 Wasserwirtschaft und Hydrologie I V 2.0 2.5 HA u. KL
5 Grundwasserhydraulik VÜ 2.0 2.5 KL
6 GIS in der Hydrogeologie VÜ 2.0 2.5 PR
5 Wasserwirtschaftliche Modellierung VÜ 2.0 2.5 KL

8.0

5 Erdöl- und Erdgasgeologie I VÜ 2.0 2.5 KL
6 Erdöl- und Erdgasgeologie II VÜ 2.0 2.5 KL
6 Geothermie V 2.0 2.5 KL
6 Geothermie Ü 2.0 2.5 KL

8.0

5 Quartäre Dynamik VÜ 2.0 2.5 KL
5 Prozesse im Boden VÜ 2.0 2.5 HA u. MP
6 Bodenerosion VÜ 2.0 2.5 KL
6 Gelände und Laborpraktikum Ü 2.0 2.5 HA

8.0

5 Mineralische Lagerstätten I VÜ 2.0 2.5 KL
5 Mineralische Lagerstätten II VÜ 2.0 2.5 KL
6 Mineralische Lagerstätten III VÜ 2.0 2.5 KL
6 Altlasten-Erkundung und Sanierung V 2.0 2.5 KL

8.0

5 Einführung in die Georisiken VÜ 2.0 2.5 KL
6 Geländepraktikum Ü 2.0 2.5 HA
6 Umweltgeochemie VÜ 2.0 2.5 KL
5 Neotektonik VÜ 2.0 2.5 MP

8.0

1Prüfungsformen
KL Klausurarbeit nach § 13
ML Mündliche Prüfung nach § 14
PR Projektarbeit nach § 15 Abs. 2 - 4
MP Mündliche Präsentation nach § 15 Abs. 5 - 6
HA Hausarbeit nach § 15 Abs. 7

AVG
Analytische Verfahren in den Geowissenschaften

GPH

GEO
Geologie

Energie

RUM
Grundlagen des Rohstoff- und Umweltmanagements

Geländeausbildung

Fachliche Vertiefung (Wahlpflicht: 4 aus 5 Modulen)

WAS
Wasser

ENR

Geophysik

Rechtswissenschaftliche Grundlagen

GRS
Georisiken

BOD
Boden

MIN
Mineralische Rohstoffe

Fachliche Grundlagen (Pflichtmodule) - Fortsetzung

 


